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Drucksache 886 


Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Gesetzes über die Gewährung von Kindergeld 
und die Errichtung von Familienausgleichskassen (Kindergeldgesetz) 
- Drucksachen 847, 708, 318, 319 - 


mit den Beschlüssen des Bundestages in dritter Beratung 


Unverändert nadi den Beschlüssen des Bundestages in zweiter Beratung 
- Drudesache 847 - bis auf die folgenden Paragraphen: 


Beschlüsse des Bundestages 
in zweiter Beratung 


(§ 3) 

(2) Erhalten die Bediensteten des Bundes, 
der Länder, der Gemeinden und der sonstigen 
Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des 
öffentlichen Rechts oder die Empfänger 
von Versorgungsbezügen, Übergangsgehalt 
oder Übergangsbezügen des öffentlichen Dien- 
stes Kinder Zuschläge y die mindestens dem Kin- 
dergeld nach § 4 Abs. 1 des Gesetzes' entspre- 
chen, werden für diese Kinder Kindergelder 
nach diesem Gesetz nicht gezahlt. 


(§ 10 ) 

(2) Von der Beitragspflicht für ihre Bedien- 
steten befreit sind, unbeschadet des § 11 


Beschlüsse des Bundestages 
in dritter Beratung 


(§ 3) 

(2) Werden für Kinder 

1. von Bediensteten des Bundes, der Länder, 
der Gemeinden und der sonstigen Körper- 
schaften, Anstalten und Stiftungen des 
öffentlichen Rechts oder der Empfänger 
von Versorgungsbezügen, Übergangsgehalt 
oder Übergangsbezügen des öffentlichen 
Dienstes, 

2. von Personen, die bei karitativen und er- 
zieherischen Einrichtungen — unbeschadet 
der Rechtsform dieser Einrichtungen — 
der Religionsgesellschaften des öffentlichen 
Rechts beschäftigt sind, 

3. von Empfängern von Kinderzulagen nach 
den Vorschriften der gesetzlidien Unfall- 
versicherung oder Kinderzuschüssen nach 
den Vorschriften der gesetzlichen Renten- 
versicherungen 

Leistungen gewährt, die mindestens dem 
Kindergeld nach § 4 Abs. 1 entsprechen, so 
wird für diese Kinder kein Kindergeld ge- 
währt. 

(§ 10 ) 

(2) Von der Beitragspflicht für Ihre Be- 
diensteten befreit sind der Bund, die Länder, 
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Beschlüsse djs Bundestages 
in zweiter Beratung 

Abs. 1 Sätze 2 und 4, der Bund, die Länder, 
die Gemeinden und sonstigen Körpersdiaften, 
Anstalten und Stiftungen des öffentlidien 
Rechts, soweit sie ihren Bediensteten Kinder- 
zuschläge zahlen, die mindestens dem Kinder- 
geld nach § 4 Abs. 1 dieses Gesetzes entspre- 
dien. Enthält die Satzung einer Berufsgenos- 
Seilschaft für die Beiträge von Hausgewerbe- 
treibenden eine Bestimmung gemäß § 735 der 
Reidisversicherungsordnung, so gilt das Ent- 
sprediende auch für die Beiträge zur Familien- 
ausgleichskasse. 

(3) Die nach § 32 Abs. 3 von der Beitrags- 
pflicht Befreiten können zu Ausgleichsbeiträ- 
gen an die Familienausgleichskasse herange- 
zogen werden in Höhe des Unterschieds zwi- 
schen den eigenen Aufwendungen für solche 
Leistungen für Kinder, die den Vorschriften 
dieses Gesetzes entsprechen, und den Beiträ- 
gen, die auf sie entfallen würden, wenn sie 
nicht befreit wären. 


(S 11) 

(1) Durch die Beiträge sind die Mittel für 
den Bedarf der bei einer gewerblichen Berufs- 
genossenschaft oder bei der See-Berufsgenos- 
senschaft errichteten Familienausgleichskassen 
und für den auf sie entfallenden Anteil an 
dem Bedarf des Gesamtverbandes unter Be- 
rücksichtigung der Vorschriften des § 14 auf- 
zubringen. Beitragsfrei sind Selbständige, bei 
denen der Gesamtbetrag der Einkünfte 4800 
Deutsche Mark jährlich nicht übersteigt. Die 
Satzung kann hiervon abweichende Bestim- 
mungen treffen mit der Maßgabe, daß der 
Beitrag dieser Selbständigen 0,5 v. H. des um 
die im Einkommensteuergesetz festgelegten 
Freibeträge für Frau und Kinder ermäßigten 
Gesamteinkommens nicht übersteigt. Die Sat- 
zung kann weitere Gruppen von Beitrags- 
pflichtigen von der Beitragspflicht befreien, 
wenn das von diesen Gruppen zu er- 
wartende Beitragsaufkommen in keinem an- 
gemessenen Verhältnis zu cfen Kosten der Bei- 
tragseinziehung stehen würde. Das Nähere 
über die Berechnung der Beiträge und die Be- 
freiung von der Beitragspflicht bestimmt die 
Satzung. 


Beschlüsse des Bundestages 
in dritter Beratung 

die Gemeinden und sonstigen Körperschaften, 
Anstalten und Stiftungen des öffentlichen 
Rechts, soweit sie ihren Bediensteten Kinder- 
zuschläge zahlen, die mindestens dem Kin- 
dergeld nach § 4 Abs. 1 entsprechen. Das 
gleiche gilt für die karitativen und erzieheri- 
schen Einrichtungen — unbeschadet der 
Rechtsform dieser Einrichtungen — der Reli- 
gionsgesellschaften des öffentlichen Rechts. 

(3) Enthält die Satzung einer Berufsgenos- 
senschaft für die Beiträge von Hausgewerbe- 
treibenden eine Bestimmung gemäß § 735 
der Reichsversicherungsordnung, so gilt das 
Entsprechende auch für die Beiträge zur Fa- 
milienausgleichskasse. 

(3a) Nach § 32 von der Beitragspflicht Be- 
freite sind zu Ausgleichsbeiträgen an die Fa- 
milienausgleichskasse heranzuziehen, wenn 
zwischen ihren Aufwendungen für diesem 
Gesetz entsprechende Leistungen für Kinder 
und den Beiträgen, die ohne die Befreiung 
auf sie entfallen würden, ein unbilliger Un- 
terschied besteht. 

(§ 11 ) 

(1) Durch die Beiträge sind die Mittel für 
den Bedarf der bei einer gewerblichen Be- 
rufsgenossenschaft oder bei der See-Berufsge- 
nossenschaft errichteten Familienausgleichs- 
kassen und für den auf sie entfallenden An- 
teil an dem Bedarf des Gesamtverbandes un- 
ter Berücksichtigung der Vorschriften des 
§ 14 aufzubringen. Der Gesamtbedarf jeder 
Familienausgleichskasse ist durch eine Gesamt- 
umlage aufzubringen; eine getrennte Berech- 
nung der Umlage für den Bedarf an Kinder- 
geld für die Selbständigen und für die übri- 
gen Leistungsberechtigten ist ausgeschlossen. 
Beitragsfrei sind Selbständige, deren Einkom- 
men jährlich 4800 Deutsche Mark nicht über- 
steigt. Die Satzung kann hiervon abweichende 
Bestimmungen treffen mit der Maßgabe, daß 
der Beitrag dieser Selbständigen zwölf Deut- 
sche Mark im Jahr nicht übersteigt. Die Bei- 
tragspflicht der Selbständigen im Hinblidc 
auf die Beschäftigung von Arbeitnehmern 
und mithelfenden Familienangehörigen bleibt 
unberührt. Fordert die Berufsgenossenschaft 
einen über die Bestimmungen der Sätze 3 
und 4 hinausgehenden Beitrag, so hat der 
Beitragspflichtige das Recht, innerhalb eines 
Monats unter Beifügung einer vom Finanz- 
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Beschlüsse des Bundestages 
in zweiter Beratung 


§ 32 


Besondere Einrichtungen 

(1) Leistungen aus Einrichtungen einer 
Wirtschafts- oder Berufsgruppe oder einer 
sonstigen überbetrieblichen Regelung, die 
dem Ausgleidi der Familienlast ihrer Beschäf- 
tigten dienen, können auf Antrag als Leistun- 
gen im Sinne dieses Gesetzes anerkannt wer- 
den. 


(2) Die Familienausgleichskasse soll die An- 
erkennung beschließen, wenn folgende Vor- 
aus Setzungen erfüllt sind, 

\.der Antragsteller muß an einer Einrichtung 
einer Wirtschafts- oder Berufsgruppe oder 
an sonstigen überbetrieblichen Regelungen 
als Beitragspflichtiger beteiligt sein, die den 
nach § 1 Berechtigten Leistungen für Kin- 
der gewähren, die für den Einzelfall min- 
destens dem in § 4 Abs. 1 festgesetzten 
Kindergeld entsprechen; 

2. es muß gewährleistet sein, daß die Ein- 
stellung oder Beschäftigung Kinderreicher 
nicht erschwert oder gefährdet wird; 

3. der Antragsteller muß sich verpflichten, 
etwaige Ausgleichsbeiträge (§ tO Abs. 3) zu 
zahlen. 

(3) Die Anerkennung hat zur Folge, daß 
die Unternehmer, die die Leistungen an die 
genannten Einrichtungen bewirken, von der 
Beitragspflidit zur Familienausgleidiskasse 
befreit sind. 


Beschlüsse des Bundestages 
in dritter Beratung 

amt ausgestellten Besdieinigung über die 
letztgültige Einkommensteuerveranlagung 
Abänderung der Beitragshöhe zu verlangen. 
Die Satzung kann weitere Gruppen von Bei- 
tragspflichtigen von der Beitragspflicht be- 
freien, wenn das von diesen Gruppen zu er- 
wartende Beltragsaufkommen in keinem 
angemessenen Verhältnis zu den Kosten 
der Beltragseinziehung stehen würde. Das 
Nähere über die Berechnung der Beiträge 
und die Befreiung von der Beitragspflicht be- 
stimmt die Satzung. 


§ 32 

Besondere Einrichtungen 

(1) Leistungen aus Einrichtungen einer 
Wirtschafts- oder Berufsgruppe, die dem 
Ausgleich der Familienlast von Erwerbstäti- 
gen im Sinne des § 1 dienen, können von der 
Familienausgleidiskasse auf Antrag als Lei- 
stungen im Sinne dieses Gesetzes anerkannt 
werden, wenn sie dem in § 4 Abs. 1 festge- 
setzten Kindergeld entsprechen. Unter den 
gleichen Voraussetzungen können auch Lei- 
stungen auf Grund sonstiger Regelungen an- 
erkannt werden, wenn diese Regelungen bei 
Verkündung des Gesetzes bestehen. 

(2) Die Familienausgleichskasse soll die An- 
erkennung zu Gunsten solcher Einrichtungen 
beschließen, die auf einem Ausgleichssystem 
ähnlich dem der Familienausgleichskasse be- 
ruhen, wenn 

1. gewährleistet ist, daß die Einstellung oder 
Beschäftigung Kinderreicher nicht erschwert 
oder gefährdet wird, 

2. eine Verpflichtung übernommen wird, et- 
waige Ausgleichsbeiträge (§ 10 Abs. 3 a) zu 
zahlen. 


(3) Die Anerkennung hat zur Folge, daß 
die Personen, die die Mittel für anerkannte 
Leistungen aufbringen, von der Beltrags- 
pflicht zur Familienausgleichskasse befreit 
sind. 
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Beschlüsse des Bundestages 
in zweiter Beratung 

(4) Im Falle des Absatzes 1 kann der Be- 
rechtigte Kindergeld von der Familienaus- 
gleldiskasse nur dann fordern, wenn der An- 
spruch auf eine dem § 4 Abs. 1 entsprechende 
Leistung ganz oder teilweise abgelehnt oder 
nicht erfüllt wird. 

(5) Die Familienaus'gleidiskasse hat bei 
Wegfall der Voraussetzungen nach Absatz 2 
die Anerkennung zurückzunehmen. 


Beschlüsse des Bundestages 
in dritter Beratung 

(4) Ist die Anerkennung ausgesprochen, so 
können Personen Kindergeld von der Fami- 
lienausgleichskasse nur dann fordern, wenn 
ihre Ansprüche ganz oder teilweise nicht er- 
füllt werden. 

(5) Die Familienausgleichskasse hat bei 
Wegfall einer der der Anerkennung zugrunde 
liegenden Voraussetzungen die Anerkennung 
zurückzunehmen. 
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